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Sehr geehrter Herr Präsident! 

 

Der Landtag von Niederösterreich hat in seiner 4. Sitzung am 20. Juni 2013 einen Resolu-

tionsantrag der Abgeordneten Mag. Hackl, Waldhäusl und Ing. Schulz betreffend „Schie-

fergasbohrungen“ zum Beschluss erhoben. 

 

Mit Schreiben vom 29. Oktober 2013 wurde über die Behandlung der Resolution berichtet. 

Nunmehr hat der Ministerratsdienst des Bundeskanzleramtes auf Nachfrage eine Ergän-

zung übermittelt. 

 

Diese Ergänzung lautet wie folgt: 

„Zu Ihrem Schreiben vom 6. November 2013 betreffend „Schiefergasbohrungen“ kann ich 

Ihnen auf Grundlage der bei den zuständigen Bundesministerien eingeholten Stellung-

nahmen folgende Ergänzung zum Schreiben GZ 350.710/398-I/4/2013 vom 10. Septem-

ber 2013 übermitteln: 
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Mit der Novelle des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (UVP-G 2000) im Sommer 

2012 wurde ein eigener UVP-Tatbestand für unkonventionelle Erdöl- und Erdgasvorkom-

men festgelegt. In Anhang 1 Z 28 UVP-G 2000 sind alle Aktivitäten in Zusammenhang mit 

Fracking (Probe- und Erkundungsbohrungen sowie Förderung) bei unkonventionellen Vor-

kommen ohne Schwellenwert einer verpflichtenden UVP unterzogen. 

 

Damit ist der Betreiber verpflichtet, im Rahmen des nach dem UVP-Gesetz 2000 von der 

Landesregierung durchzuführenden konzentrierten Genehmigungsverfahrens auch eine 

Umweltverträglichkeitserklärung vorzulegen. Sodann hat die Landesregierung ein Umwelt-

verträglichkeitsgutachten zu erstellen. Wenn eine Gefährdung der Umwelt und der Men-

schen nicht ausgeschlossen werden kann, muss der Genehmigungsantrag abgewiesen 

werden. 

 

Vor dem dargestellten rechtlichen Hintergrund ist gewährleistet, dass es in Österreich zu 

keiner Realisierung eines Schiefergasvorhabens kommt, wenn die Gefahr besteht, dass 

dadurch die Gesundheit der Menschen und die Umwelt beeinträchtigt werden können.“ 

 

Die NÖ Landesregierung beehrt sich, dies ergänzend zu berichten. 

 

 

NÖ Landesregierung 

Dr. P e r n k o p f 

 

 


